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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
DER KOMMUNALKREDIT AUSTRIA AG 
(Fassung vom Februar 2019) 

Gegenüberstellung der geänderten Bestimmungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Kommunalkredit Austria AG 
Fassung 2019 mit jenen der zuletzt mit Ihnen vereinbarten Fassung. Die folgenden Klauseln sind geändert; alle übrigen Klauseln 
sind in beiden Fassungen gleich. 

AGB 2016 

ALLGEMEINER TEIL 

I. GRUNDREGELN FÜR DIE BEZIEHUNG ZWISCHEN KUNDE
UND KOMMUNALKREDIT AUSTRIA AG
(in der Folge kurz „Kreditinstitut“ genannt) 

A. Geltungsbereich und Änderungen der Allgemeinen
Geschäftsbedingungen

2. Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
und der Rahmenverträge für Zahlungsdienste

Z 2. (1) Änderungen dieser AGB erlangen nach Ablauf von 
zwei Monaten ab Zugang der Mitteilung der angebotenen 
Änderungen beim Kunden Rechtsgültigkeit, sofern bis dahin 
kein schriftlicher Widerspruch des Kunden beim Kreditinstitut 
einlangt. Das Kreditinstitut wird den Kunden in der Mitteilung 
auf die Änderungen hinweisen und darauf aufmerksam 
machen, dass sein Stillschweigen nach Ablauf der zwei 
Monate ab Zugang der Mitteilung als Zustimmung zur 
Änderung gilt. Außerdem wird das Kreditinstitut eine 
Gegenüberstellung über die von der Änderung der AGB 
betroffenen Bestimmungen auf seiner Internetseite 
veröffentlichen und die Gegenüberstellung dem Kunden auf 
sein Verlangen zur Verfügung stellen. Darauf wird das 
Kreditinstitut in der Mitteilung hinweisen. Gegenüber einem 
Unternehmer ist es ausreichend, das Anbot über die 
Änderung auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise 
zum Abruf bereit zu halten. 

(3) Die Abs. (1) und (2) gelten auch für Änderungen der
Rahmenverträge für Zahlungsdienste (insbesondere des
Girokontovertrags). Die Änderung der in solchen
Rahmenverträgen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts
und Entgelte des Kunden ist gesondert in den Z 43 (für das
Geschäft mit Unternehmern) und 45 (für das Geschäft mit
Verbrauchern) geregelt.

AGB 2019 

ALLGEMEINER TEIL 

I. GRUNDREGELN FÜR DIE BEZIEHUNG ZWISCHEN KUNDE
UND KOMMUNALKREDIT AUSTRIA AG
(in der Folge kurz „Kreditinstitut“ genannt) 

A. Geltungsbereich und Änderungen der Allgemeinen
Geschäftsbedingungen

2. Änderungen der Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
und der Rahmenverträge für Zahlungsdienste

Z 2. (1) Änderungen dieser AGB erlangen nach Ablauf von zwei 
Monaten ab Zugang der Mitteilung der angebotenen 
Änderungen beim werden dem Kunden Rechtsgültigkeit, 
sofern bis dahinvom Kreditinstitut spätestens zwei Monate 
vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens unter 
Hinweis auf die betroffenen Bestimmungen angeboten. Die 
Zustimmung des Kunden gilt als erteilt, wenn beim 
Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt des 
Inkrafttretens kein schriftlicher Widerspruch des Kunden beim 
Kreditinstitut einlangt. DasDarauf wird das Kreditinstitut wird 
den Kunden in der Mitteilung auf die Änderungen hinweisen 
und darauf aufmerksam machen, dass sein Stillschweigen 
nach Ablauf der zwei Monate ab Zugang der Mitteilung als 
Zustimmung zur Änderung gilt. Außerdem wird das 
Kreditinstitut eine Gegenüberstellung über die von der 
Änderung der AGB betroffenen Bestimmungen auf seiner 
Internetseite veröffentlichen und die Gegenüberstellung dem 
Kunden auf sein Verlangen zur Verfügung stellen. Darauf wird 
das Kreditinstitut in der Mitteilung hinweisen. Gegenüber 
einem Unternehmer ist es ausreichend, das Anbot über die 
Änderung auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte Weise 
zum Abruf bereit zu halten. 

(3) Die Abs. (1) und (2) gelten auch für Änderungen der
Rahmenverträge für Zahlungsdienste (insbesondere des
Girokontovertrags). Die Änderung der in solchen 
Rahmenverträgen vereinbarten Leistungen des Kreditinstituts 
und Entgelte des Kunden ist gesondert in den Z 43 (für das
Geschäft mit Unternehmern) und 45 (für das Geschäft mit
Verbrauchern) geregelt, soweit diese mit dem Kunden nicht
individuell vereinbart werden.
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B. Abgabe von Erklärungen

3. Erklärungen des Kreditinstituts

Z 5. (2) Erklärungen und Informationen, die das Kreditinstitut 
dem Kunden mitzuteilen oder zugänglich zu machen hat, 
erhält der Kunde auf Papier (insbesondere mittels 
Kontoauszug). 

C. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Z 6. (1) Das Kreditinstitut wird, sobald es vom Ableben eines 
Kunden Kenntnis erhält, Dispositionen aufgrund eines 
speziellen Beschlusses des Abhandlungsgerichts oder eines 
Einantwortungsbeschlusses zulassen. Verfügungen eines 
einzelverfügungsberechtigten Konto-/Depotinhabers über das 
Gemeinschaftskonto/-depot werden durch diese Regelung 
nicht berührt. 

D. Pflichten und Haftung des Kreditinstituts

1. Informationspflichten

Z 7. (2) Gegenüber Unternehmen bestehen die in §§ 26 (1) bis 
(4), 28 (1), 31 und 32 Zahlungsdienstegesetz vorgesehenen 
Informationspflichten nicht. 

2. Ausführung von Aufträgen

Z 9. Über Z 8 hinausgehend haftet das Kreditinstitut für 
Zahlungsdienste innerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraumes („EWR“) in Euro oder einer anderen 
Währung eines EWR-Vertragsstaates gegenüber Verbrauchern 
(nicht aber gegenüber Unternehmern) für die 
ordnungsgemäße Ausführung der Überweisung bis zum 
Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empfängers (Z 39a 
dieser Bedingungen). 

E. Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden

2. Bekanntgabe wesentlicher Änderungen 
a) Name oder Anschrift

Z 11. (2) Gibt der Kunde Änderungen der Anschrift nicht 
bekannt, gelten schriftliche Erklärungen des Kreditinstituts als 
zugegangen, wenn sie an die letzte vom Kunden dem 
Kreditinstitut bekanntgegebene Anschrift gesendet wurden. 

B. Abgabe von Erklärungen

3. Erklärungen des Kreditinstituts

Z 5. (2) Erklärungen und Informationen, die das Kreditinstitut 
dem Kunden mitzuteilen oder zugänglich zu machen hat, 
erhält der Kunde auf Papier (insbesondere mittels 
Kontoauszug), sofern mit dem Kunden nicht die Abrufbarkeit 
oder Übermittlung auf elektronischem Weg vereinbart wurde. 

C. Verfügungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Z 6. (1) Das Kreditinstitut wird, sobald es vom Ableben eines 
Kunden Kenntnis erhält, Dispositionen aufgrund eines 
speziellen Beschlusses des Abhandlungsgerichts oder eines 
Einantwortungsbeschlusses oder eines europäischen 
Nachlasszeugnisses zulassen. Verfügungen eines 
einzelverfügungsberechtigten Konto-/Depotinhabers über das 
Gemeinschaftskonto/-depot werden durch diese Regelung 
nicht berührt. 

D. Pflichten und Haftung des Kreditinstituts

1. Informationspflichten

Z 7. (2) Gegenüber Unternehmen und nicht natürlichen 
Personen bestehen die in  §§  26  (1)  §§ 32 bis (4), 28 (1), 31 
und54 Zahlungsdienstegesetz vorgesehenen 
Informationspflichten (für Zahlungsdienste und Transparenz 
der Vertragsbedingungen) nicht. 

2. Ausführung von Aufträgen

Z 9. (1) Über Z 8 hinausgehend haftet das Kreditinstitut für 
Zahlungsdienste innerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraumes („EWR“) in Euro oder einer anderen 
Währung eines EWR-Vertragsstaates gegenüber 
Verbrauchern (nicht aber gegenüber Unternehmern) für die 
ordnungsgemäße Ausführung der Überweisung bis zum 
Eingang beim Zahlungsdienstleister des Empfängers (Z 39a 
dieser Bedingungen). 

(2) Anders als in § 80 Abs. 2 Z 5 Zahlungsdienstegesetz
geregelt, wird das Kreditinstitut – im Falle eines mit einer 
geringfügigen Verzögerung ausgeführten Zahlungsvorgangs – 
als Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers den Betrag 
auf dem Zahlungskonto eines Unternehmers nur dann mit 
dem korrekten Datum wertstellen, sofern es an der 
verspäteten Ausführung des Zahlungsvorganges ein 
Verschulden trifft. 

E. Mitwirkungspflichten und Haftung des Kunden

2. Bekanntgabe wesentlicher Änderungen 
a) Name oder Anschrift

Z 11. (2) Gibt der Kunde Änderungen der Anschrift oder einer 
von ihm namhaft gemachten Empfangsstelle nicht bekannt, 
gelten schriftliche Erklärungen des Kreditinstituts als 
zugegangen, wenn sie an die letzte vom Kunden dem 
Kreditinstitut bekanntgegebene Anschrift gesendet wurden. 

d) Geschäftsbeziehung auf eigene oder fremde Rechnung

Z 13a. Der Kunde hat bei der Begründung jeder 
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4. Sorgfalt bei Verwendung von 
Telekommunikationsmitteln; Zahlungsinstrumente

5. Erhebung von Einwendungen

Z  16. (1) Der Kunde hat Erklärungen des Kreditinstituts, die 
sich nicht auf Zahlungsdienste beziehen (wie z. B. 
Bestätigungen von erteilten Aufträgen zu Finanzinstrumenten 
und Anzeigen über deren Ausführung und 
Abschlussbestätigungen; Auszüge, Rechnungsabschlüsse und 
sonstige Abrechnungen im Kredit- und 
Fremdwährungsgeschäft; Depotauszüge bzw.  aufstellungen), 
auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen und 
etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben. Gehen dem 
Kreditinstitut gegen diese Erklärungen innerhalb von zwei 
Monaten keine schriftlichen Einwendungen zu, so gelten die 
Erklärungen des Kreditinstituts als genehmigt; das 
Kreditinstitut wird den Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf 
diese Bedeutung seines Verhaltens hinweisen. 

(2) Im Falle einer aufgrund eines nicht autorisierten oder
fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorganges erfolgten
Belastung seines Girokontos kann der Kunde jedenfalls dann
eine Berichtigung durch das Kreditinstitut erwirken, wenn er
das Kreditinstitut unverzüglich nach Feststellung eines nicht
autorisierten oder fehlerhaft durchgeführten
Zahlungsvorganges, jedoch spätestens 13 Monate nach dem
Tag der Belastung hiervon unterrichtet hat. Die Befristungen
gelten nicht, wenn das Kreditinstitut dem Kunden die in Z 39
(9) dieser Bedingungen vorgesehenen Informationen zu dem
betreffenden Zahlungsvorgang nicht mitgeteilt oder 
zugänglich gemacht hat. Durch diese Bestimmung werden 
andere Ansprüche des Kunden auf Berichtigung nicht 
ausgeschlossen. 

G. Beendigung der Geschäftsbeziehung

3. Kündigung aus wichtigem Grund 

Z 24. (2) Ein wichtiger Grund, der das Kreditinstitut zur 
Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn 
• eine Verschlechterung oder Gefährdung der
Vermögensverhältnisse des Kunden oder eines
Mitverpflichteten eintritt und dadurch die Erfüllung von

Geschäftsbeziehung und bei Inanspruchnahme einer 
gelegentlichen Transaktion dem Kreditinstitut mitzuteilen, ob 
er die Geschäftsbeziehung und/oder die Transaktion auf 
eigene oder auf fremde Rechnung bzw. im fremden Auftrag 
betreiben will. Diesbezügliche Änderungen während der 
aufrechten Geschäftsbeziehung hat der Kunde von sich aus 
dem Kreditinstitut unverzüglich bekannt zu geben. 

4. Sorgfalt bei Verwendung von 
Telekommunikationsmitteln; Zahlungsinstrumenten

Z 15a. (3) Die Bestimmungen dieses Punktes gelten auch für 
Instrumente, die außerhalb der Zahlungsdienste 
vereinbarungsgemäß zur Erteilung eines Auftrages an das 
Kreditinstitut verwendet werden können. 

5. Erhebung von Einwendungen

Z  16. (1) Der Kunde hat Erklärungen des Kreditinstituts, die 
sich nicht auf Zahlungsdienste beziehen (wie z. B. 
Bestätigungen von erteilten Aufträgen zu Finanzinstrumenten 
und Anzeigen über deren Ausführung und 
Abschlussbestätigungen; Auszüge, Rechnungsabschlüsse und 
sonstige Abrechnungen im Kredit- und 
Fremdwährungsgeschäft; Depotauszüge bzw.  aufstellungen), 
auf ihre Vollständigkeit und Richtigkeit zu überprüfen und 
etwaige Einwendungen unverzüglich zu erheben. Gehen dem 
Kreditinstitut gegen diese Erklärungen innerhalb von zwei 
Monaten keine schriftlichen Einwendungen zu, so gelten die 
Erklärungen des Kreditinstituts als genehmigt; das. Der Kunde 
kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des 
Kontoabschlusses verlangen, muss dann aber nachweisen, 
dass sein Konto zu Unrecht belastet oder eine ihm zustehende 
Gutschrift nicht erteilt wurde. Das Kreditinstitut wird den 
Kunden jeweils bei Beginn der Frist auf diese Bedeutung 
seines Verhaltensdie Folgen des Unterbleibens einer 
zeitgerechten Einwendung hinweisen. 

(2) Im Falle einer aufgrund eines nicht autorisierten oder
fehlerhaft ausgeführten Zahlungsvorganges erfolgten
Belastung seines Girokontos kann der Kunde jedenfalls dann
eine Berichtigung durch das Kreditinstitut erwirken, wenn er
das Kreditinstitut unverzüglich nach Feststellung eines nicht
autorisierten oder fehlerhaft durchgeführten
Zahlungsvorganges, jedoch spätestens 13 Monate nach dem
Tag der Belastung hiervon unterrichtet hat. Ist der Kunde
Unternehmer, kann diese Berichtigung durch den Kunden bis
spätestens drei Monate nach dem Tag der Belastung erfolgen. 
Die Befristungen gelten nicht, wenn das Kreditinstitut dem 
Kunden die in Z 39 (9) dieser Bedingungen vorgesehenen 
Informationen zu dem betreffenden Zahlungsvorgang nicht 
mitgeteilt oder zugänglich gemacht hat. Durch diese 
Bestimmung werden andere Ansprüche des Kunden auf 
Berichtigung nicht ausgeschlossen. 

G. Beendigung der Geschäftsbeziehung

3. Kündigung aus wichtigem Grund 

Z 24. (2) Ein wichtiger Grund, der das Kreditinstitut zur 
Kündigung berechtigt, liegt insbesondere vor, wenn 
• eine Verschlechterung oder Gefährdung der
Vermögensverhältnisse des Kunden oder eines 
Mitverpflichteten eintritt und dadurch die Erfüllung von 
Verbindlichkeiten gegenüber dem Kreditinstitut gefährdet ist, 
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Verbindlichkeiten gegenüber dem Kreditinstitut gefährdet ist, 
• der Kunde unrichtige Angaben über seine
Vermögensverhältnisse oder sonstige wesentliche Umstände
macht,
• der Kunde die Verpflichtung zur Bestellung oder
Verstärkung von Sicherheiten nicht erfüllt oder nicht erfüllen 
kann oder 
• der Kunde Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem
Kreditinstitut gröblich verletzt. Bei Krediten an Verbraucher
begründet ein Zahlungsverzug nur dann einen wichtigen
Grund, wenn das Kreditinstitut seine Leistung erbracht hat,
zumindest eine rückständige Leistung des Verbrauchers seit
mindestens sechs Wochen fällig ist und das Kreditinstitut den
Verbraucher unter Androhung des Terminverlusts und unter
Setzung einer Nachfrist von zwei Wochen erfolglos gemahnt
hat.

H. Auszahlungsverweigerungsrecht

Z 26. Das Kreditinstitut darf die Auszahlung des Kreditbetrags 
aus sachlich gerechtfertigten Gründen verweigern, 
insbesondere wenn sich Umstände ergeben, die eine 
Verschlechterung der Vermögenslage des Kreditnehmers oder 
eine Entwertung bedungener Sicherheiten in einem solchen 
Ausmaß erweisen, dass die Rückzahlung des Kredits oder die 
Entrichtung der Zinsen selbst bei der Verwertung der 
Sicherheiten gefährdet sind. Verbrauchern hat das 
Kreditinstitut diese Absicht unverzüglich auf Papier oder 
einem anderen dauerhaften Datenträger unter Angabe der 
Gründe mitzuteilen. 

III. ERÖFFNUNG UND FÜHRUNG VON KONTEN UND DEPOTS 

E. Besondere Kontoarten 

4. Fremdwährungskonto

• der Kunde unrichtige Angaben über seine
Vermögensverhältnisse (Vermögen und Verbindlichkeiten)
oder sonstige wesentliche Umstände macht, und das
Kreditinstitut bei Kenntnis der wahren Vermögensverhältnisse
bzw. Umstände den Vertrag nicht abgeschlossen hätte; 
• der Kunde die Verpflichtung zur Bestellung oder
Verstärkung von Sicherheiten nicht erfüllt oder nicht erfüllen
kann und dadurch ein beträchtlich erhöhtes Risiko besteht,
dass der Zahler seinen Zahlungsverpflichtungen nicht
nachkommen kann. Ein solches beträchtlich erhöhtes Risiko 
liegt insbesondere bei unmittelbar drohender oder bereits 
eingetretener Zahlungsunfähigkeit vor; oder 
• der Kunde Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem
Kreditinstitut gröblich verletzt. Bei Krediten an Verbraucher
begründet ein Zahlungsverzug nur dann einen wichtigen
Grund, wenn das Kreditinstitut seine Leistung erbracht hat,
zumindest eine rückständige Leistung des Verbrauchers seit
mindestens sechs Wochen fällig ist und das Kreditinstitut den
Verbraucher unter Androhung des Terminverlusts und unter
Setzung einer Nachfrist von zwei Wochen erfolglos gemahnt
hat.

H. Auszahlungsverweigerungsrecht

Z 26. (1) Das Kreditinstitut darf die Auszahlung des 
Kreditbetrags aus sachlich gerechtfertigten Gründen 
verweigern,. 

(2) Sachlich gerechtfertigte Gründe im Sinne des Abs. 1 liegen 
insbesondere dann vor, wenn sich nach Vertragsabschluss 
 Umstände ergeben, die eine Verschlechterung der

Vermögenslage des Kreditnehmers oder eine Entwertung
bedungener Sicherheiten in einem solchen Ausmaß
erweisen, dass die Rückzahlung des Kredits oder die
Entrichtung der Zinsen selbst bei der Verwertung der
Sicherheiten gefährdet sind.; oder

 beim Kreditinstitut der objektiv begründete Verdacht
ergibt, dass der Kreditbetrag durch den Kreditnehmer auf 
eine vertrags- oder gesetzeswidrige Art verwendet wird. 

(3) Verbrauchern hat das Kreditinstitut diese Absicht
unverzüglich auf Papier oder einem anderen dauerhaften 
Datenträger unter Angabe der Gründe mitzuteilen. Die
Angabe der Gründe hat zu unterbleiben, soweit dadurch die
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet würde. 

III. ERÖFFNUNG UND FÜHRUNG VON KONTEN UND DEPOTS 

E. Besondere Kontoarten 

4. Fremdwährungskonto

Z 37. (3) Die Verpflichtung des Kreditinstituts zur Ausführung 
einer Verfügung zu Lasten eines Fremdwährungsguthabens 
oder zur Erfüllung einer Fremdwährungsverbindlichkeit ist in 
dem Umfang und solange ausgesetzt, wie das Kreditinstitut in 
der Währung, auf die das Fremdwährungsguthaben oder die 
Verbindlichkeit lautet, wegen politisch bedingter Maßnahmen 
oder Ereignisse im Lande dieser Währung nicht oder nur 
eingeschränkt verfügen kann. In dem Umfang und solange 
diese Maßnahmen oder Ereignisse andauern, ist das 
Kreditinstitut auch nicht zur einer Erfüllung an einem anderen 
Ort außerhalb des Landes der Währung, in einer anderen 
Währung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von 
Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung des Kreditinstituts zur 
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IV. GIROVERKEHR 

A. Überweisungsaufträge 

Z 39. (1) Bei Überweisungsaufträgen zugunsten eines 
Empfängers, dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister 
innerhalb Österreichs, anderer Staaten des EWR oder der 
Schweiz geführt wird, hat der Kunde den Empfänger mit 
dessen International Bank Account Number (IBAN) zu 
bezeichnen. Hat der Zahlungsdienstleister des Empfängers 
seinen Sitz in einem anderen Mitgliedsstaat des EWR als 
Österreich, so ist bis zum 31. Jänner 2016 neben der IBAN 
auch der Bank Identifier Code (BIC) des Zahlungsdienstleisters 
des Empfängers anzugeben. 

E. Einzugsermächtigungen und Lastschriftaufträge 

Z 42a. (3) Lag dem Kreditinstitut zum Zeitpunkt der 
Kontobelastung kein Lastschriftauftrag des Kunden vor 
(„Einzugsermächtigungsverfahren“), hat das Kreditinstitut 
dem ihm binnen 8 Wochen, gerechnet ab dem Zeitpunkt der 
Kontobelastung, zugegangenen Verlangens des Kunden (auch 
wenn dieser Unternehmer ist) die Kontobelastung rückgängig 
zu machen, ohne weiteres entsprechen. 

(4) Einem berechtigten Verlangen des Kunden auf
Rückgängigmachung wird innerhalb von 10 Geschäftstagen
entsprochen.

V. ENTGELTE FÜR LEISTUNGEN UND AUFWANDERSATZ

A. Entgelts- und Leistungsänderungen gegenüber
Unternehmern

Z 43. (1) Das Kreditinstitut kann im Geschäft mit 
Unternehmern Entgelte für Dauerleistungen, die das 
Kreditinstitut oder der Kunde zu leisten hat (einschließlich 
Soll- und Habenzinsen auf Giro- oder anderen Konten, 
Kontoführungsgebühren etc.), unter Berücksichtigung aller in 
Betracht kommenden Umstände (insbesondere Veränderung 
der gesetzlichen Rahmenbedingungen, Veränderungen auf 
dem Geld- oder Kapitalmarkt, Veränderungen der 
Refinanzierungskosten, Veränderungen des Personal- und 
Sachaufwandes, Veränderungen des Verbraucherpreisindex 
etc.) nach billigem Ermessen ändern. 

(2) Über Abs. 1 hinausgehende Änderungen von Leistungen
des Kreditinstituts oder der Entgelte des Kunden, die
Einführung neuer, zusätzlich zu entgeltender Leistungen
sowie neuer Entgelte für schon vereinbarte Leistungen sind

Ausführung einer Verfügung zu Lasten eines 
Fremdwährungsguthabens ist dagegen nicht ausgesetzt, wenn 
sie das Kreditinstitut vollständig im eigenen Haus ausführen 
kann. Das Recht des Kunden und des Kreditinstituts, fällige 
gegenseitige Forderungen in der selben Währung miteinander 
zu verrechnen, bleibt von den vorstehenden Regelungen 
unberührt. 

IV. GIROVERKEHR 

A. Überweisungsaufträge 

Z 39. (1) Bei Überweisungsaufträgen zugunsten eines 
Empfängers, dessen Konto bei einem Zahlungsdienstleister 
innerhalb Österreichs, anderer Staaten des EWR oder der 
Schweiz geführt wird, hat der Kunde den Empfänger mit 
dessen International Bank Account Number (IBAN) zu 
bezeichnen. Hat der Zahlungsdienstleister des Empfängers 
seinen Sitz in einem anderen Mitgliedsstaat des EWR als 
Österreich, so ist bis zum 31. Jänner 2016 neben der IBAN 
auch der Bank Identifier Code (BIC) des Zahlungsdienst 
leisters des Empfängers anzugeben. 

E. Einzugsermächtigungen und Lastschriftaufträge 

Z 42a. (3) Lag dem Kreditinstitut zum Zeitpunkt der 
Kontobelastung kein Lastschriftauftrag des Kunden vor 
(„Einzugsermächtigungsverfahren“), hat das Kreditinstitut 
dem ihm binnen 8acht Wochen, gerechnet ab dem Zeitpunkt 
der Kontobelastung, zugegangenen Verlangens des Kunden 
(auch wenn dieser Unternehmer ist) die Kontobelastung 
rückgängig zu machen, ohne weiteres zu entsprechen. 

(4) Einem berechtigten Verlangen des Kunden auf
Rückgängigmachung wird innerhalb von 10zehn 
Geschäftstagen entsprochen.

V. ENTGELTE FÜR LEISTUNGEN UND AUFWANDERSATZ

A. Entgelts- und Leistungsänderungen gegenüber
Unternehmern

Z 43. (1) Das Kreditinstitut kann im Geschäft mit 
Unternehmern Entgelte für Dauerleistungen, die das 
Kreditinstitut oder der Kunde zu leisten hat (einschließlich 
Soll- und Habenzinsen auf Giro- oder anderen Konten, 
Kontoführungsgebühren etc.), unter Berücksichtigung aller in 
Betracht kommenden Umstände (insbesondere Veränderung 
der gesetzlichen Rahmenbedingungen, Veränderungen auf 
dem Geld- oder Kapitalmarkt, Veränderungen der 
Refinanzierungskosten, Veränderungen des Personal- und 
Sachaufwandes, Veränderungen des Verbraucherpreisindex 
etc.) nach billigem Ermessen ändern. Gleiches gilt für 
Änderungen anderer Leistungen des Kreditinstituts, die 
aufgrund der Änderung gesetzlicher Anforderungen, der 
Sicherheit des Bankbetriebs, der technischen Entwicklung 
oder des erheblich gesunkenen, die Kostendeckung 
wesentlich beeinträchtigenden Nutzungsgrads einer Leistung 
erfolgen. 

(2) Über Abs. 1 hinausgehende Änderungen von Leistungen
des Kreditinstituts oder der Entgelte des Kunden, die 
Einführung neuer, zusätzlich zu entgeltender
entgeltspflichtiger Leistungen sowie neuer Entgelte für schon
vereinbarte Leistungen sind nur mit werden dem Kunden vom
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nur mit Zustimmung des Kunden möglich, wobei solche 
Änderungen, wenn nicht zuvor eine ausdrückliche 
Zustimmung des Kunden erteilt wird, zwei Monate nach 
Verständigung des Kunden über die vom Kreditinstitut 
angebotene Änderung wirksam werden, sofern bis dahin kein 
schriftlicher Widerspruch des Kunden beim Kreditinstitut 
einlangt. Das Kreditinstitut wird den Kunden in der 
Verständigung auf die jeweils angebotene Änderung sowie 
darauf aufmerksam machen, dass sein Stillschweigen mit 
Fristablauf als Zustimmung gilt. Die Verständigung über die 
angebotene Änderung kann das Kreditinstitut auf eine mit 
dem Unternehmer vereinbarte Weise zum Abruf bereithalten. 

VI. Sicherheiten

A. Bestellung und Verstärkung von Sicherheiten 

Z 48. (1) Wenn nach Abschluss eines Vertrages Umstände 
eintreten oder bekannt werden, aufgrund derer die Erfüllung 
der Verpflichtungen des Kunden aus diesem Vertrag 
gefährdet ist („Risikoerhöhung“), ist das Kreditinstitut 
berechtigt, schriftlich die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten für diese Verpflichtungen innerhalb 
angemessener Frist von mindestens sechs Wochen zu 
verlangen. Eine Risikoerhöhung kann sich insbesondere 
ergeben aus einer wesentlichen Verschlechterung des 
Vermögens oder Einkommens des Kunden oder eines 
Mitverpflichteten oder der nachteiligen Entwicklung des 
Werts von Sicherheiten. Das Ausmaß der 
Sicherheitenbestellung hat dem Ausmaß der Risikoerhöhung 
zu entsprechen. 

VII. AUFRECHNUNG UND VERRECHNUNG

A. Aufrechnung

2. Durch den Kunden

Z 60. Der Kunde ist nur dann berechtigt, seine 
Verbindlichkeiten durch Aufrechnung aufzuheben, wenn das 
Kreditinstitut zahlungsunfähig ist oder die Forderung des 
Kunden in Zusammenhang mit seiner Verbindlichkeit steht 
oder gerichtlich festgestellt oder vom Kreditinstitut anerkannt 
worden ist. 

Kreditinstitut spätestens zwei Monate vor dem 
vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Inkrafttretens angeboten. 
Die Zustimmung des Kunden möglich, wobei solche 
Änderungen, wenn nicht zuvor eine ausdrückliche Zustim 
mung des Kunden zu diesen Änderungen gilt als erteilt wird, 
zwei Monate nach Verständigung des Kunden über die vom 
Kreditinstitut angebotene Änderung wirksam werden, sofern 
bis dahin, wenn beim Kreditinstitut vor dem vorgeschlagenen 
Zeitpunkt des Inkrafttretens kein schriftlicher Widerspruch 
des Kunden beim Kreditinstitut einlangt. Das Kreditinstitut 
wird den Kunden in der Verständigung auf die jeweils 
angebotene Änderung sowie darauf aufmerksam machen, 
dass sein Stillschweigen mit Fristablauf als Zustimmung gilt. 
Die Verständigung über die angebotene Änderung kann das 
Kreditinstitut auf eine mit dem Unternehmer vereinbarte 
Weise zum Abruf bereithalten. 

VI. Sicherheiten

B. Bestellung und Verstärkung von Sicherheiten 

Z 48. (1) Wenn nach Abschluss eines Vertrages Umstände 
eintreten oder bekannt werden, aufgrund derer die Erfüllung 
der Verpflichtungen des Kunden aus diesem Vertrag 
gefährdet ist („Risikoerhöhung“), ist das Kreditinstitut 
berechtigt, schriftlich die Bestellung oder Verstärkung von 
Sicherheiten für diese Verpflichtungen innerhalb 
angemessener Frist von mindestens sechs Wochen zu 
verlangen. Eine Risikoerhöhung kann sich insbesondere 
ergeben aus einer wesentlichen Verschlechterung oder 
drohenden Verschlechterung des Vermögens oder 
Einkommens des Kunden oder eines Mitverpflichteten oder 
der nachteiligen Entwicklung des Werts von Sicherheiten. Das 
Ausmaß der Sicherheitenbestellung hat dem Ausmaß der 
Risikoerhöhung zu entsprechen. 

VII. AUFRECHNUNG UND VERRECHNUNG

A. Aufrechnung

2. Durch den Kunden

Z 60. Der Kunde, der Verbraucher ist, ist nur dann berechtigt, 
seine Verbindlichkeiten durch Aufrechnung aufzuheben, 
wenn das Kreditinstitut zahlungsunfähig ist oder die 
Forderung des Kunden in Zusammenhang mit seiner 
Verbindlichkeit steht oder gerichtlich festgestellt oder vom 
Kreditinstitut anerkannt worden ist. Der Kunde, der 
Unternehmer ist, verzichtet hiermit auch in diesen Fällen 
unbedingt und unwiderruflich darauf, seine Verbindlichkeiten 
durch Aufrechnung aufzuheben. 


